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Russland auf dem Weg zur Führerdiktatur – 2

UMFRAGEN

Grafik 8:	 Möchten Sie gerne Wladimir Putin nach Ablauf seiner jetzigen Amtszeit nach dem Jahr 2024 im Amt 
des Präsidenten der Russischen Föderation sehen oder nicht? (Oktober 2012 – Mai 2022, in %)
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Quelle: Otnoschenie k Wladimiry Putiny [Einstellung zu Wladimir Putin], Lewada-Zentrum, 10.06.2022, https://www.levada.ru/2022/06/10/
otnoshenie-k-vladimiru-putinu-5/.
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Zusammenfassung
Nach mehr als drei Monaten Krieg gegen die Ukraine hat sich gezeigt, dass kurzfristig keine Gefahr von 
Antikriegsprotesten für das russische autoritäre Regime und seine Kriegspläne ausgeht. Lange im Voraus 
angelegte Repressionskampagnen haben die ohnehin geringe Organisations- und Mobilisierungsfähigkeit 
der Nicht-System-Opposition zerstört. Die noch einmal drastisch verschärften Repressionen seit Beginn des 
Krieges verhindern zudem wirkungsvoll, dass sich neue organisierte Protestgruppen bilden. So bleibt der Pro-
test anonym, unorganisiert, und schwach. Das bedeutet nicht, dass er wirkungslos wäre; aber unmittelbare 
Auswirkungen auf die großen Entscheidungen in Bezug auf den Krieg sind von möglichen Protesten nicht 
zu erwarten. Doch mit seiner imperialistischen Propaganda läuft das Regime Gefahr, von radikalen Kriegs-
befürwortern unter Druck zu geraten. Aus diesem Grund geht der Kreml genauso kompromisslos gegen 
Nationalisten vor wie gegen jede andere Form der gesellschaftlichen Selbstorganisation.

Einleitung
Die Erfahrung von Revolutionen in modernen, mit hoch-
effektiven Repressionsapparaten ausgestatteten Staaten 
zeigt, dass ein autoritäres Regime nur dann ins Wanken 

und zum Sturz gebracht werden kann, wenn die Kohä-
sion der Eliten schwindet oder signifikante Teile von 
Polizei und Armee sich weigern, Befehle auszuführen. 
Steht das Regime zusammen, ist ihm wenig anzuhaben. 
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Aus diesem Grund richteten sich nach dem Beginn von 
Russlands Krieg gegen die Ukraine alle Augen auf die 
undurchsichtigen Kremlmauern, um mögliche Bruchli-
nien in Putins Machtzirkel auszumachen. Hochrangige 
Offizielle und kremlfreundliche »Oligarchen« stehen auf 
den Sanktionslisten, es werden weltweit Yachten festge-
setzt und Konten eingefroren. Doch trotz Rücktritten 
einzelner Randfiguren wissen wir mittlerweile – etwa 
aus den Analysen von Farida Rustamova –, dass Sank-
tionen die russische Elite zumindest im Moment eher 
zusammenschweißen als Keile hineinzutreiben.

Hier kann Protest ins Spiel kommen. Denn zwar 
stürzen friedliche Demonstrationen kein Regime – das 
war im Jahr 2020 in Belarus deutlich zu beobachten, 
als zehn bis 15 Prozent der Bevölkerung auf der Straße 
standen, ohne dass Lukaschenka in ernste Gefahr geriet. 
Doch Protest kann in autoritären Regimen dazu beitra-
gen, Elitenspaltungen zu erzeugen, die ihrerseits dann 
ursächlich für einen Regimewechsel sein können. Dies 
kann über mindestens zwei Wege geschehen: Erstens 
können große Proteste den Eindruck erzeugen, dass der 
Staatsführung jegliche Legitimität in der Bevölkerung 
fehlt und sich deshalb für Eliten die Loyalität nicht mehr 
lohnt – vor allem wenn, zum Beispiel durch Amtszeit-
beschränkungen, ohnehin ein baldiger Machtwechsel 
ansteht. Auf diese Weise trugen Proteste zum Regime-
wechsel bei mehreren Revolutionen im postsowjetischen 
Raum bei. Ein zweiter Weg führt über Disruption – also 
friedlicher ziviler Ungehorsam etwa in Form von Beset-
zungen und Blockaden: Wenn Protestierende das Funk-
tionieren des Staates und/oder der Wirtschaft ernsthaft 
in Gefahr bringen, kann das zur Uneinigkeit innerhalb 
des Regimes beitragen. Denn derartige Proteste stellen 
das Regime vor die Entscheidung, diesen mit Kompro-
missvorschlägen oder Repressionen zu begegnen, was 
wiederum Abspaltungen und Befehlsverweigerung oder 
zumindest Kompromisse zur Folge haben kann. Pro-
test kann also ein Regime durchaus in Gefahr bringen, 
dieser sollte aber für beide Szenarien bestimmte Eigen-
schaften aufweisen: Im ersten Fall müssen Proteste groß 
und repräsentativ sein, im zweiten zumindest gut orga-
nisiert und diszipliniert. Beides liegt in Russland zur-
zeit in weiter Ferne.

Die Ausmerzung des Widerstands
Das russische autoritäre Regime befindet sich schon seit 
vielen Jahren in einer Eskalationsspirale, in der Repres-
sion verstärkt und formal demokratische Institutionen 
ausgehöhlt werden. Lange Zeit nutzten Oppositionelle 
die schrumpfenden, aber dennoch weiterhin vorhande-
nen Spielräume und Gelegenheiten: Die lokalen Opposi-
tionskoalitionen in Nowosibirsk und Moskau und auch 
Aleksei Nawalnys »Smart Voting«-Strategie entsprin-
gen dieser Periode. Die Ökonomen Sergej Guriew und 

Daniel Treisman sahen Russland gar als Beispiel des 
»informationalen Autoritarismus«, der anstatt durch 
Repression vor allem durch die Kontrolle von Informa-
tion Stabilität erzeugt. Doch spätestens mit Nawalnys 
Verurteilung im Frühjahr 2021, der Einstufung seiner 
Organisationen als »extremistisch« und der Unterdrü-
ckung von Protest und unabhängigen Medien in einer 
noch nie dagewesenen Härte bewegte sich Russland 
deutlich in Richtung eines klassischen, vor allem auf 
Repression setzenden autoritären Regimes.

Noch im Jahr 2021 stellen sich viele Beobachter die 
Frage, warum das russische Regime mit einer derarti-
gen Vehemenz gegen jeglichen Dissens vorging. Weder 
von Nawalnyj noch anderen Oppositionsakteuren ging 
eine ernsthafte Gefahr für Putin aus. Eine halbwegs 
plausible Antwort lautete deshalb: Die Repressionen 
sollen präventiv wirken. Zwar ist Nawalnyj deutlich 
zu unbeliebt, um zurzeit Wahlen gewinnen zu können. 
Aber sollte Putins Unterstützung in der Bevölkerung 
schwinden – zum Beispiel durch eine ausgedehnte Wirt-
schaftskrise – so könnte Nawalnyjs Organisation in der 
Lage sein, Proteste zu organisieren, damit den Wider-
stand zu kanalisieren und sich als potenzielle Gegeneli-
ten anzubieten.

Mittlerweile kennen wir die Antwort. Die Präven-
tionsthese war korrekt, nur ging es dabei nicht um eine 
vage Zukunftsabsicherung gegen eventuell drohende 
Legitimationskrisen. Die Ausschaltung der organi-
sierten Opposition, die der Bevölkerung unter Rück-
griff auf die bewährte Formel verkauft wurde, dass sich 
Russland gegen Einmischung in innere Angelegenhei-
ten aus dem Ausland wehren müsse, war vielmehr Teil 
der Kriegsvorbereitung. Einer möglichen Antikriegsbe-
wegung sollte im Vorfeld des Krieges jegliche Grund-
lage entzogen werden.

Der Protest geht in den Untergrund
Unmittelbar zu Beginn des Krieges fragten sich viele, ob 
nicht trotzdem eine Protestbewegung entstehen könnte. 
Immerhin gingen in den ersten Wochen immer wie-
der Menschen im ganzen Land auf die Straße. Leonid 
Drabkin von OWD-Info, einer Organisation, die politi-
sche Repression dokumentiert und ihre Opfer juristisch 
unterstützt, berichtete zwei Wochen nach Kriegsaus-
bruch, dass viele Protestierende auf den spontanen Anti-
kriegsdemos kaum Erfahrung mit Repressionen gehabt 
hätten. Dies zeige, dass längst nicht nur die »üblichen 
Verdächtigen«, die schon seit Jahren regelmäßig protes-
tieren, an den Protestaktionen teilnähmen. Diese Beob-
achtungen ließen viele darauf hoffen, dass sich eine ganz 
neue Klientel dem Protest anschließen und ihn dadurch 
entscheidend stärken könnte.

Doch diese Hoffnung entpuppte sich schnell als Illu-
sion. Zunächst wurde der Protest unmittelbar durch 



Russland-Analysen Nr. 421, 15.06.2022 21

eine enorme Abwanderungswelle (https://www.laender-
analysen.de/russland-analysen/420/) geschwächt: Seit 
Kriegsbeginn verließen mehrere Hunderttausend Men-
schen Russland in die EU, die USA (über Mexiko), die 
Türkei, nach Israel, Armenien, Georgien und zahlreiche 
andere Länder. Auch wenn die Beweggründe bei vielen 
wirtschaftlicher Natur waren, so kam auf diese Weise 
einer potentiellen Protestbewegung doch auch poten-
tielle Unterstützung abhanden. Viele politisch Aktive 
hatten sich sogar schon vorher ins Ausland abgesetzt: 
Allein aus dem lange als liberal geltenden Jekaterinburg 
verließen 2021 und 2022 vier von Nawalnyjs ehemaligen 
lokalen Koordinatoren das Land. Es waren also nicht 
nur systematisch die Organisationsstrukturen zerstört 
worden. Es fehlte zunehmend auch an Personen, die sie 
mit Leben füllen und diese Strukturen dann auch zur 
Protestmobilisierung nutzbar machen könnten.

Zudem signalisierte das Regime jenen, die in Russland 
zu verbleiben gedachten, unmissverständlich, dass jed-
wede Form des Widerstands einen horrenden Preis haben 
würde. Zum einen gilt dies für Straßenprotest. Bis Ende 
März 2022 gab es über 15.000 Festnahmen, mehr noch 
als bei den weit größeren Protesten gegen die Verhaftung 
Nawalnyjs Anfang 2021. Für den 2. April 2022 rief die 
anonyme Protestgruppe Wesna (»Frühling«, s. ihren Tele-
gram-Kanal https://t.me/vesna_democrat) zu landesweiten 
Sitzstreiks auf, was angesichts der starken Abneigung vieler 
Liberaler in Russland gegen jede Form disruptiver Aktion 
ein beachtliches Novum darstellt. Wesna musste allerdings 
schnell feststellen, dass derzeit keine nennenswerten Zah-
len für Straßenproteste mobilisiert werden können.

Zweitens gilt dies aber auch für weit subtilere Pro-
testformen. Am 4. März 2022 verabschiedete das rus-
sische Parlament im Eilverfahren eine Änderung des 
Strafgesetzbuchs, die die Verbreitung von »Falschin-
formationen« über die »Spezialoperation« und die Dis-
kreditierung der russischen Armee mit bis zu 15 Jah-
ren Haft bestraft. Diese Änderung wurde auch prompt 
in die Tat umgesetzt. Die Musikerin Aleksandra Skot-
schilenko aus St. Petersburg etwa, die Preisschilder an 
Supermarktregalen gegen kleine Zettel mit Botschaf-
ten über zivile Kriegsopfer ausgetauscht hat, steht dafür 
zurzeit vor Gericht. Ihr drohen bis zu zehn Jahre Haft, 
und damit steht sie bei weitem nicht allein da. Insgesamt 
zählt OVD-Info 128 Strafverfahren (Stand 11.05.2022) 
(https://ovd.news/news/2022/03/05/antivoennoe-delo-
gid-ovd-info), die im direkten Zusammenhang mit Anti-
kriegsaktionen stehen, darunter 23, die sich auf das neue 
Gesetz berufen, sowie zahlreiche Anklagen zu bereits 
existierenden Straftatbeständen wie »Vandalismus« für 
an Hauswände gesprühte Antikriegsgraffiti.

Dies macht zweierlei deutlich: Erstens zeigen die Ver-
fahren auf, wie sich der Protest verändert hat. Demons-
trationen sind zu gefährlich geworden, unabhängige 

Medien mussten ihre Berichterstattung einstellen, viele 
soziale Medien sind blockiert, und die Repressionen 
gegen zentrale Aktivistinnen und Aktivisten erschweren 
die Koordination erheblich. Aus diesem Grund ist der 
Protest in den Untergrund gegangen, wird vollständig 
dezentral und äußert sich fast nur noch durch anonyme 
Botschaften im Alltag. Zweitens wird aber sichtbar, dass 
das Regime selbst auf diese subtileren Formen des Pro-
tests mit Repressionen reagiert. Noch vor einiger Zeit 
dienten repressive Gesetze vor allem als Drohkulisse und 
kamen kaum zur Anwendung, Jetzt geht das Regime 
dazu über, diese Drohungen wahrzumachen. Wesna ver-
breitete kürzlich im Messengerdienst Telegram die fol-
gende Handreichung: »Vermeidet Überwachungskame-
ras und verdeckt euer Gesicht so weit wie möglich […], 
tragt neutrale, unauffällige Kleidung, […] schaltet euer 
Telefon aus, benutzt kein Auto«. Auf den ersten Blick 
lesen sich diese Empfehlungen als Verhaltensregeln für 
den Guerillakampf, doch waren sie für Aktivistinnen 
und Aktivisten bestimmt, die Peace-Zeichen auf Bus-
haltestellen malen. Auch wenn noch immer die meis-
ten Festnahmen ohne Strafverfahren enden und es bis 
zu Massenrepressionen, die wir aus totalitären Regimen 
kennen, noch einigen Spielraum gibt, dreht sich die Spi-
rale der Unterdrückung unaufhaltsam weiter.

Sozialprotest
All dies zeigt, dass derzeit von einer Protestbewegung, die 
sich explizit gegen den Krieg positioniert, keine Aktio-
nen zu erwarten sind, die kurzfristige Wirkung entfalten. 
Schon gar nicht ist ein derartiger Protest in der Lage, eine 
Spaltung der Elite zu provozieren. Das Regime unterbin-
det sowohl die Mobilisierung als auch die Koordination 
effektiv, deswegen ist es derzeit wenig realistisch, dass 
ein Massenprotest entsteht oder dass der Protest politi-
sche Turbulenzen generieren kann. Etwas größer ist die 
Wahrscheinlichkeit von Sozialprotest. Die Wirtschafts-
sanktionen lassen schon jetzt die Preise spürbar steigen 
und werden auch die Arbeitslosigkeit befördern, sodass 
soziale Nöte in einem seit den 1990er Jahren ungekann-
ten Ausmaß drohen. Trotz ersten Streiks – etwa bei einer 
Baufirma in Nischnekamsk und einem Kurierdienstleis-
ter in Moskau – ist allerdings längst nicht sicher, dass 
dies breiten Protest zur Folge haben wird, insbesondere 
wenn das Regime die Schuld für die Not erfolgreich dem 
Westen zuschieben und sich die verbliebene Opposi-
tion weigern sollte, sozialen Forderungen eine politische 
Stimme zu geben. Allen voran gilt dies für die Kommu-
nistische Partei, die zurzeit vor allem darum bemüht ist, 
dem Regime gegenüber ihre Loyalität kundzutun. Und 
selbst wenn es zu Protesten kommen sollte, so kann das 
Regime diese wahrscheinlich mit einer Mischung aus 
Repressionen und Zugeständnissen abfedern, bevor sie 
so groß oder disruptiv werden, dass sie Elitenspaltun-

https://www.laender-analysen.de/russland-analysen/420/
https://www.laender-analysen.de/russland-analysen/420/
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gen provozieren. Mögliche Zugeständnisse werden dann 
wohl nicht direkt den Krieg betreffen, denn es ist weder 
klar, dass sein Ende zur Aufhebung der Sanktionen 
führen würde, noch ist es ersichtlich, dass ein Ende der 
Sanktionen unmittelbare wirtschaftliche Verbesserun-
gen mit sich brächte. Stattdessen könnten Sozialproteste 
größere Transferzahlungen oder weitere Maßnahmen 
erwirken, die Preissteigerungen verhindern sollen. Dies 
würde zwar das Regime finanziell belasten und damit 
strukturell schwächen, aber nicht zu einer unmittelba-
ren Bedrohung der Regimestabilität führen.

Probleme von der anderen Seite
Zurzeit ist also weder von einer Antikriegsbewegung 
noch von wirtschaftlich motivierten Protesten eine akute 
Gefährdung zu erwarten. Eine dritte potenzielle Gefah-
renquelle sollte dabei allerdings nicht vergessen werden: 
eine radikale Minderheit, der die derzeitigen Kriegsan-
strengungen nicht weit genug gehen. Die Propaganda hat 
in einem Teil der Bevölkerung und der Elite die Erwar-
tung genährt, die Zeit sei gekommen, offene Rechnungen 
mit dem Westen zu begleichen und zumindest die Ukraine, 
wenn nicht weitere Teile Osteuropas, einzunehmen. Nach-
dem der russische Verhandlungsführer Wladimir Medin-
skij am 29. März 2022 den Rückzug aus den Regionen 
um Kyjiw und Tschernihiw angekündigt hatte, zeigte 
sich der Moderator und Propagandist Wladimir Solo-
wjow, ansonsten ein laustarker Unterstützer der »Spezial-
operation«, erbost über die Entscheidung. Und auch der 
tschetschenische Diktator Ramsan Kadyrow widersprach 
Medinskij und erklärte, Russland werde keine Zugeständ-
nisse machen. Die einzige von Eliten und Medien vor-
getragene Kritik am Krieg kommt damit von Akteuren, 
denen er nicht weit genug geht. Die beiden Genannten 
spielen zuverlässig ihre Rollen als imperialistische Hard-
liner. Sollte sich diese Stimmung in der Elite jedoch ver-
breiten und zudem noch Widerhall in der Bevölkerung 
finden, könnten von militärischen Rückschlägen diktierte 
Kompromisse eher Protest und Elitenspaltung auslösen als 
dies Sanktionen oder Antikriegsproteste können.

Dem Kreml scheint diese Gefahr bewusst zu sein. Zwar 
sind staatlich organisierte, öffentliche Loyalitätsbekun-

dungen in Form so genannter »Flashmobs« allgegenwär-
tig. Dabei gruppieren sich zum Beispiel Schülerinnen und 
Schüler zu einem Z (dem Propagandasymbol des Krieges) 
und posten das Foto in sozialen Medien. Doch die Behör-
den vermeiden es dabei sorgfältig, unabhängige Strukturen 
entstehen zu lassen und drohen sogar denjenigen, die im 
Moment die staatliche Linie uneingeschränkt unterstützen. 
Anfang April dieses Jahres stürmte die Polizei eine rechts-
radikale Buchhandlung in St. Petersburg auf der Suche 
nach »extremistischer« Literatur und beschlagnahmte 
unter anderem die Schriften des im Jahr 2020 verstor-
benen nationalbolschewistischen Schriftstellers Eduard 
Limonow. Diese Aktion war möglicherweise kein Zufall, 
sendet sie doch das Signal, dass die Behörden bereit sind, 
auch gegen eine nationalistische Bewegung, die Züge von 
Eigenständigkeit aufweist, Repressionen anzuwenden.

Fazit
Es spricht zurzeit wenig dafür, dass dem Regime unmit-
telbare Gefahr durch abtrünnige Eliten droht. Proteste 
könnten solche Abspaltungen theoretisch provozieren 
oder befördern, müssten dafür aber groß und reprä-
sentativ oder schlagkräftig und disruptiv sein. Derzeit 
zeichnet sich aber keine dieser Entwicklungen ab. Orga-
nisatoren sind größtenteils außer Landes, die Repressio-
nen haben die persönlichen Risiken des Protests für die 
allermeisten in untragbare Höhen geschraubt; die Anti-
kriegsbewegung ist fast vollständig anonymisiert und 
atomisiert. Auch soziale Proteste sind noch nicht vorher-
zusehen und könnten wahrscheinlich durch Zugeständ-
nisse seitens der Politik zunächst aufgefangen werden, 
selbst wenn eine Wirtschaftskrise das Regime mittel- 
und langfristig stark unter Druck bringen könnte. Im 
Blick behalten sollte man jedoch die mögliche Gefahr 
durch den Geist, den das Regime selbst aus der Fla-
sche ließ: Kriegsbegeisterte, die von Kompromissen 
enttäuscht sind und nicht davor zurückschrecken, die 
politische oder militärische Führung infrage zu stel-
len. Der Kreml wird allerdings nicht zögern, auch der 
Kriegs-Fraktion so zu begegnen wie jeder anderen Form 
der gesellschaftlichen Selbstorganisation, wenn es der 
Machterhalt Putins erfordert: mit Repressionen.
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Zusammenfassung
Die Entsorgung von Hausmüll ist eine der zahlreichen ökologischen Herausforderungen, vor denen Russ-
land heute steht. Die landesweite Reform der Abfallwirtschaft im Jahr 2019 soll diesem Problem durch die 
Förderung von Recycling entgegenwirken. Diese geriet jedoch landesweit ins Stocken, was auf einige Beson-
derheiten der Beziehungen zwischen Staat und Wirtschaft in Russland zurückzuführen ist. Der Mangel an 
Transparenz im öffentlichen Beschaffungswesen und die Bedeutung persönlicher Beziehungen zwischen den 
Unternehmen und den föderalen bzw. regionalen Behörden behindern die Umsetzung der Reform und füh-
ren zu suboptimalen Ergebnissen bei der Bekämpfung des Abfallproblems.

Einleitung
Bei Umweltfragen wie Luftverschmutzung oder Wald-
sterben stehen bedeutende politische und wirtschaftliche 
Interessen auf dem Spiel. Hierzu gehören die Interessen 
der Industrielobby, die sich für niedrigere Umweltsteu-
ern einsetzt, oder die Interessen der grünen Parteien, 
die genau das Gegenteil erreichen wollen. Die russi-
sche Abfallwirtschaft ist hier keine Ausnahme. Viele 
Akteure sind involviert, und das Politikfeld ist insge-
samt höchst umstritten. Auf kommunaler Ebene ist die 
Lage bei der Entsorgung fester Abfälle erbärmlich, denn 
mehr als 90 Prozent des Haushaltsmülls werden ohne 
Weiterverarbeitung auf schlecht betriebene Deponien 
gebracht. Die Kapazitäten von Deponien sind in Dut-
zenden Regionen fast erschöpft. Dadurch ist der Haus-
haltsmüll zu einem besonders akuten Problem gewor-
den. Die föderale Regierung erkannte 2019 endlich den 
Ernst der Lage und brachte eine landesweite Abfall-
wirtschaftsreform auf den Weg. Das Ziel der Reform 
ist, die Nutzung von Deponien zu begrenzen und den 
Anteil des recycelten Abfalls durch den Einsatz moder-
ner umweltfreundlicher Technologien zu erhöhen. Aller-
dings blieben sowohl der Entwurf als auch die Umset-
zung der Reform bisher hinter den Erwartungen zurück, 
wie dies so oft in Russland der Fall ist (https://ach.gov.
ru/statements/byulleten-schetnoy-palaty-9-274-2020-g). 
Einige Probleme, die im Zuge dieser Reform auftreten, 

liegen in der Natur der Beziehungen zwischen Staat und 
Wirtschaft in Russland begründet.

Russlands Abfallwirtschaft seit 2019
Das System der Abfallwirtschaft blieb nach dem Ende 
der Sowjetunion jahrzehntelang unreformiert. In den 
2010er Jahren wurde überdeutlich, dass das System 
höchst ineffizient war und dringend reformbedürf-
tig war. Das Aufkommen an Haushaltsabfällen ist im 
Laufe der Jahre stetig gewachsen (336.000 Kubikmeter 
Haushaltsabfälle im Jahr 2020 im Vergleich zu 210.000 
Kubikmeter im Jahr 2007), was auf den gestiegenen 
Verbrauch und die Urbanisierung zurückzuführen ist. 
Überfüllte Deponien, fehlendes Abfallrecycling und 
wiederkehrende Probleme bei der Abfallsammlung und 

-entsorgung in mehreren russischen Städten machten 
deutlich, dass die Abfallwirtschaft von Behörden und 
Entsorgungsunternehmen schlecht gemanagt wurde. 
Dutzende von Umweltprotesten in ganz Russland brach-
ten die Besorgnis der russischen Bevölkerung über den 
Missstand in der Abfallentsorgung zum Ausdruck.

Die Reform der Abfallwirtschaft begann offiziell im 
Jahr 2019. Um diese auf den Weg zu bringen, mussten 
alle russischen Regionen einen oder mehrere regionale 
Entsorgungsbetriebe bestimmen, die für den gesam-
ten Ablauf von der Sammlung bis zur Entsorgung von 
Hausmüll in der Region verantwortlich sind. Im Mai 

https://faridaily.substack.com/p/--3c3?s=r
https://ach.gov.ru/statements/byulleten-schetnoy-palaty-9-274-2020-g
https://ach.gov.ru/statements/byulleten-schetnoy-palaty-9-274-2020-g

